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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Blinklichtgesicherte Bahnübergänge 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Prochazka, Dr. Becher 
(Pullach) und Genossen 
— Drucksache V/663 - 


Die im Betreff genannte Kleine Anfrage beantworte ich wie 
folgt: 


Die Anzahl von schweren Unfällen an blinklichtgesicherten 
Bahnübergängen als Folge von Zusammenstößen von Schienen- 
fahrzeugen mit Fahrzeugen des Straßenverkehrs haben in der 
letzten Zeit ein erhebliches Ausmaß angenommen. 

Die die Kleine Anfrage begründende Feststellung, daß die An- 
zahl von schweren Unfällen an blinklichtgesicherten Bahnüber- 
gängen in der letzten Zeit ein erhebliches Ausmaß angenom- 
men hat, mag auf den subjektiven Eindruck zurückzuführen 
sein, der durch die Art mancher Berichterstattung über bekla- 
genswerte Unfälle entstehen kann. Diese Feststellung trifft in- 
des nicht zu. Wie die Unfallstatistik zeigt, haben die Unfälle an 
Bahnübergängen aller Art seit 1955 trotz des erheblich ange- 
stiegenen Kraftfahrzeugverkehrs nicht zugenommen. 

Es entstanden an allen Bahnübergängen der Deutschen Bundes- 
bahn 


1955 

= 

757 

Unfälle 

1956 

z=: 

848 

Unfälle 

1957 

= 

711 

Unfälle 

1958 


696 

Unfälle 

1959 

— 

642 

Unfälle 

1960 

=: 

619 

Unfälle 

1961 

= 

623 

Unfälle 

1962 

= 

647 

Unfälle 

1963 


688 

Unfälle 

1964 

= 

665 

Unfälle 

1965 

zz 

762 

Unfälle 
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Die Zahl der Unfälle im Straßenverkehr hat sich dagegen 
zwischen 1957 und 1965 von 644 326 auf 1 099 267 erhöht. 


Bei der Betrachtung des Unfallgeschehens an blinklichtgesicher- 
ten Bahnübergängen muß berücksichtigt werden, daß die Zahl 
der Blinklichtanlagen ohne Halbschranken zwischen 1955 und 
1965 von 433 auf 2807, also um das 6- bis 7fache, zugenommen 
hat. Relativ zur Zahl der Anlagen haben die Unfälle in dieser 
Zeit derart abgenoinmen, daß die Unfallhäufigkeit, wenn sie 
im Jahre 1955 gleich 1,0 bezeichnet wird, sich bis Ende 1965 
wie folgt vermindert hat: 


1955 = 

1,0 

1956 = 

0,92 

1957 = 

0,69 

1958 = 

0,49 

1959 = 

0,34 

1960 = 

0,29 

1961 = 

0,26 

1962 = 

0,23 

1963 = 

0,26 

1964 = 

0,22 

1965 = 

0,25 


Zwar kann daraus nicht unbedingt gefolgert werden, daß die 
Unfallwahrscheinlichkeit an blinklichtgesicherten Bahnüber- 
gängen um etwa das 4fache abgenommen hat. Die Verkehrsbe- 
deutung der Bahnübergänge ist sehr unterschiedlich. Mehr und 
mehr werden auch weniger verkehrsreiche Bahnübergänge mit 
dieser Sicherungsart ausgerüstet. Keinesfalls aber wäre die Be- 
hauptung zutreffend, die Unfälle nähmen ständig zu. Ein Ver- 
gleich der 63 Unfälle an Übergängen mit Blinklichtanlagen in 
den ersten 4 Monaten 1966 mit den 72 Unfällen des gleichen 
Zeitraumes des Vorjahres zeigt eine absolut rückläufige Ten- 
denz, obwohl inzwischen über 100 weitere Blinklichtanlagen in 
Betrieb genommen worden sind. 


1. Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um die 
ständig zunehmende Zahl von schweren und schwersten 
Unfällen an schienengleichen Bahnübergängen, insbesondere 
an blinklichtgesicherten Bahnübergängen, zu verringern? 


Es ist ein ständiges, ernstes Anliegen der Bundesregierung, 
Bahnübergänge zu beseitigen oder ihre Sicherheit zu erhöhen. 
Diesem Zweck dient insbesondere das am 1. Januar 1964 in 
Kraft getretene neue Eisenbahn-Kreuzungsgesetz, dessen § 3 
— das Kernstück dieses Gesetzes — im einzelnen die Maßnah- 
men behandelt, die zur Verbesserung der Sicherheit und der 
Abwicklung des Verkehrs in Betracht kommen. Die Sicherheit 
an blinklichtgesicherten Bahnübergängen wird noch dadurch er- 
höht, daß die Blinklichter in zunehmendem Umfang zusätzliche 
Halbschranken erhalten. 
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2. Ist die derzeitige Sicherung der unbeschrankten Bahnüber- 
gänge mittels Blinklicht den Erfordernissen des heutigen mo- 
dernen Massenverkehrs im genügenden Maße angepaßt und 
muß nicht diese ernste Frage durch die erschreckende Zu- 
nahme von Unfällen an Bahnübergängen mit Sicherheit ver- 
neint werden? 

Das rote Blinklicht als Haltegebot ist für Bahnübergänge inter- 
national festgelegt. An zweigleisigen Strecken wird bei der 
Deutschen Bundesbahn das Blinklicht grundsätzlich durch 
selbsttätige Halbschranken ergänzt, an eingleisigen Strecken 
immer dann, wenn es sich um verkehrswichtige Bahnüber- 
gänge handelt. Die Frage kann somit bejaht werden. 


3. Konnte zu dem Zeitpunkt, als die gesetzlichen Vorschritten, 
die in der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung für die blink- 
lichtgesicherten Bahnübergänge festgelegt wurden, der außer- 
gewöhnlich starke Anstieg der Verkehrsdichte schon voraus- 
gesehen werden und aus welchem Jalir stammt diese Ver- 
ordnung? 

Die geltende Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (BO) wurde 
und wird - soweit nötig - den veränderten Verhältnissen, ins- 
besondere der Zunahme des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen, 
angepaßt. Gerade mit Rücksicht auf die Verkehrsentwicklung 
wurden Anfang der fünfziger Jahre Großversuche mit einer 
verbesserten Blinklichtanlage durchgeführt. Nach jahrelanger 
Erprobung und Bewährung konnte sie 1960 durch Änderung 
der BO gesetzlich eingeführt werden, zu einer Zeit also, als 
die starke Zunahme des Straßenverkehrs bekannt war. Aus- 
schlaggebend für die allgemeine Einführung waren die Vor- 
teile dieser zugbedienten Sicherungsanlage, die ein mensch- 
liches Versagen des Schrankenwärters ausschließt. Diese auto- 
matische Blinklichtanlage wurde, wie oben dargelegt, so weit- 
gehend wie möglich durch zusätzliche Halbschranken ergänzt 
und laufend noch technisch vervollkommnet. 


4. Besteht Klarheit darüber, daß bei der zu erwartenden noch- 
maligen Verdopplung des derzeitigen Verkehrsvolumens bis 
zum Jahre 1975 die Unfälle an Bahnübergängen noch ganz 
beträchtlich aristeigen werden, sofern nicht alsbald Maßnah- 
men zu einer wesentlich verbesserten Absicherung dieser ge- 
fährlichen Verkehrsstellen ergriffen werden, wobei diese Maß- 
nahmen gegebenenfalls in einer entsprechend abgeänderten 
Fassung der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung in Anpas- 
sung an die heutigen und kommenden Verkehrsbedürfnisse 
gesetzlich zu verankern sind? 

Seit 1957 schwankt die Zahl der Unfälle an Bahnübergängen 
zwischen 600 und 700, obwohl sich inzwischen die Zahl der 
Kraftfahrzeuge verdoppelt hat. Bei der Fortführung der inten- 
siven Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit auf Grund der 
geltenden Bestimmungen kann angenommen werden, daß 
trotz weiterer Verkehrssteigerung die Zahl der Unfälle nicht 
zunimmt, sondern bei einem mehr defensiven Fahren unserer 
Autofahrer eher abnimmt. 


3 



Drucksache \/749 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


5, Ist die z. Z. geltende Absicherung der Bahnübergänge mittels 
des roten Blinklichts nicht nur ungenügend sondern auch 
\erk ehrspsychologisch absolut falsch? 


Die Frage, ob das rote Blinklicht an Bahnübergängen unge- 
nügend und verkehrspsychologisch falsch ist, kann auf Grund 
entsprechender Gutachten eindeutig verneint werden. So mißt 
erst jüngst das Stuttgarter Medizinisch-Psychologische Institut 
für Verkehrssicherheit bei der Sicherung von Bahnübergängen 
der Auffälligkeit des roten Blinklichts wesentliche Bedeutung 
bei. Die hierdurch gewährleistete Kennzeichnung der gegen- 
über Straßenkreuzungen gefährlicheren Bahnübergänge wurde 
international festgelegt. Die Bedeutung des Blinklichts ist auch 
schon durch die Fahrprüfung Jedem Kraftfahrer bekannt. Daß 
es nicht in jedem Falle beachtet wird, dürfte nicht auf Un- 
kenntnis oder Irrtum, sondern auf die gleichen Ursachen 
zurückzuführen sein, die für die festgestellte Mißachtung auch 
des ruhenden roten Lichts der Verkehrsampeln maßgebend 
sind. So hat z. B. nach einem Bericht der Verkehrspolizei einer 
bayerischen Großstadt das überfahren des roten Lichtes an 
Straßenkreuzungen allein im Oktober 1962 in 112 Fällen zu 
Zusammenstößen geführt; weitere 739 Fälle kamen zur An- 
zeige. 

Nach dem Ergebnis vieler Untersuchungen, Erhebungen, Tests 
und Unfallanalysen wird nach wie vor dem Blinklicht auch auf 
internationaler Ebene der Vorzug gegeben werden. 


6. Ist bekannt, daß sich die meisten schv/eren Unfälle auf Grund 
eines verhängnisvollen Irrtums von seiten des Kraftfahrers er- 
eignen, und zwar deshalb, weil die roten Blinklichter des 
Bahnüberganges immer wieder mit den orangeroten Blink- 
lichtern, z. B. von Fußgängerüberwegen, Straßenbaustellen, ab- 
geschalteten aber blinkenden Ampeln an Straßenkreuzungen, 
verwechselt werden, bei denen höchstens in Ausnahmefällen 
wirklich angehalten werden muß, im allgemeinen aber - 
w'enngleich auch mit erhöhter Vorsicht - weitergefahren wer- 
den darf? 

Ob das rote Blinklicht an Bahnübergängen mit dem im Stra- 
ßenverkehr verwendeten orangegelben Blinklicht verwechselt 
werden kann, wurde wiederholt untersucht. Diese Frage kann 
aus folgenden Gründen verneint werden: 

Blinklichtgesicherte Bahnübergänge werden als solche durch 
Warnzeichen und Baken ausreichend deutlich und rechtzeitig 
angekündigt. Außerdem stehen sie bei klassifizierten Straßen 
durchweg auf beiden Straßenseiten, so daß eine Verwechs- 
lung mit gelbem Warnblinklicht ausgeschlossen ist. Das rote 
Blinklicht wird ferner stets auf dem besonders auffälligen 
Signalschirm und nur in Verbindung mit dem ebenfalls ein- 
deutigen und rückstrahlend ausgebildeten Andreaskreuz ange- 
bracht. Die Behauptung, eine Verwechslung mit dem gelben 
Warnblinklicht, das nur in Verbindung mit Straßenampeln 
verwendet wird, ist sicher in den meisten Fällen nur eine 
Schutzbehauptung. 
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7. Ist weiterhin bekannt, daß den zuständigen Stellen der Deut- 
schen Bundesbahn seit längerer Zeit eine ausführlich begrün- 
dete Denkschrift vorliegt, die sich eingehend mit dem Problem 
befaßt, wie die Verkehrssicherheit, insbesondere an blinklicht- 
gesicherten Bahnübergängen, durch Aufbringung verhältnis- 
mäßig geringer finanzieller Mittel ganz beträchtlich erhöht 
werden könnte? 

Bei der erwähnten Denkschrift handelt es sich vermutlich um 
die kurze Gebrauchsmuster-Schrift „Optische Absicherung, ins- 
besondere für unbeschrankte, schienengleiche Bahnüber- 
gänge" eines Ingenieurs aus Rosenheim, Sein Vorschlag - 
übrigens einer von zahlreichen Erfindervorschlägen ähnlicher 
Art - geht dahin, zusätzlich zu jedem roten Blinklicht ein rotes 
Dauerlicht anzuordnen, das während der Blinkzeit eingeschal- 
tet ist. Der Vorschlag wurde im vergangenen Jahr der Deut- 
schen Bundesbahn und auch mir eingereicht. Dem Einsender 
wurden in eingehenden Ausführungen die Gründe mitgeteilt, 
die gegen den Vorschlag sprechen. 


8. Wäre nicht die Frage zu prüfen, ob die in der Denkschrift er- 
wähnte Lichtsignal-Kombination von Blinklicht und Dauerlicht 
zweckmäßig auch an stark frequentierten beschrankten Bahn- 
übergängen eingerichtet werden sollte, nachdem es, offensicht- 
lich auf Grund menschlichen Versagens, leider immer wieder 
vorkommt, daß die Schranken versehentlich überhaupt nicht 
oder erst zu spät geschlossen werden, wobei sich dann erfah- 
rungsgemäß meistens besonders schwere Unfälle ereignen? 

Um bei Bahnübergängen mit handbedienten Schranken der 
Gefahr möglichen menschlichen Versagens der Schrankenwär- 
ter zu begegnen, wurden bereits technische Einrichtungen 
(Alarmeinrichtungen und Anrückmelder) entwickelt und er- 
probt, die von dem sich nähernden Zug selbsttätig eingeschal- 
tet werden. Wo es möglich und zweckmäßig ist, werden Sper- 
ren eingebaut, die verhindern, daß ein Signal für einen Zug 
auf Fahrt gestellt werden kann, solange die Schranke offen ist. 


9. Besteht die Möglichkeit, seitens der Deutschen Bundesbahn 
zunächst eine Versuchsstrecke mit den erwähnten Sicherungs- 
einrichtungen auszustatten, um die mit der vorgeschlagenen 
Maßnahme erzielbare echte Erhöhung der Verkehrssicherheit 
an Bahnübergängen unter Beweis zu stellen? 

Da die in der erwähnten Gebrauchsmuster-Schrift vorgeschla- 
gene Lichtsignal-Kombination nicht in Betracht gezogen wer- 
den kann, besteht auch kein Anlaß, damit Versuche durchzu- 
führen. 


10. Auf welche Höhe beläuft sich die Summe aller bei Unfällen an 
Bahnübergängen verursachten Sachschäden, Vermögensschä- 
den und von den Versicherungen noch nachträglich zu leisten- 
den Forderungen für das Jahr 1965 und wie hoch müßten dem- 
gegenüber die Ausrüstungsküsten für die vorgeschlagenen 
Verbesserungsmaßnahmen veranschlagt werden? 

Bei der Deutschen Bundesbahn wird nur die Höhe der Sach- 
schäden erfaßt. Sie betrug für alle Unfälle an Bahnübergängen 
im Jahre 1965 insgesamt 3,45 Mio DM. 
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Die Ausrüstungskosten für die in der erwähnten Gebrauchs- 
muster-Schrift vorgeschlagenen Maßnahmen können nur ge- 
schätzt werden. Unter der Annahme, daß die Ergänzung der 
vorhandenen 3100 Blinklichtanlagen je 20 000 DM und der Ein- 
bau an den etwa 3350 beschrankten Bahnübergängen klassifi- 
zierter Straßen je 100 000 DM kosten würde, wären die Ge- 
samtkosten auf etwa 400 Mio DM zu veranschlagen. Für die 
übrigen 3300 beschrankten Bahnübergänge mit allgemeinem 
Kraftfahrzeugverkehr wären weitere 330 Mio DM erforderlich. 

Seebohm 
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